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Zwang zum Strukturwandel. 
Hilfestellung durch Industriepolitik? &n> 
Was Deutschland derzeit durchmacht, 
ist alles andere als eine simple Kon­
junkturkrise. Was jetzt als Schwäche 
von Wirtschaft und Gesellschaft 
schmerzlich ans Tageslicht kommt, ist 
unausweichliche Folge jahrzehntelan­
ger Fehlentwicklungen im Zeichen 
vermeintlicher Wohlfahrtsstaatlich­
keit. Unsere eigene Sorglosigkeit holt 
uns jetzt ein. 

Verschärft werden die Probleme 
durch die sich abzeichnende Revoluti­
on von Weltwirtschaft und internatio­
naler Arbeitsteilung. Besonders die 
Industrie bekommt zu spüren, daß der 
Wind rauher geworden ist: Im Bereich 
einfacher und arbeitsintensiver Indu­
striegüter klopfen die jungen Markt­
wirtschaften Mittel- und Osteuropas 
an die Tür, und im Bereich technolo­
gisch anspruchsvoller Güter punkten 
Japan und seine südostasiatischen 
Nachbarn. 

nen. Denn falsch verstandene Indu­
striepolitik könnte uns doppelt teuer 
kommen: Indem kostspielige, aber 
wirkungslose Programme aufgelegt 
werden, und indem der Staat nach und 
nach unternehmerische Verantwor­
tung an sich zieht - damit aber die 
Marktwirtschaft untergräbt und die 
wirtschaftlichen Probleme auf Dauer 
noch verschärft. 

Solche Fehlentwicklungen können wir 
uns heute weniger denn je leisten. Des­
halb kommt es darauf an, die Aus­
gangslage nüchtern zu untersuchen 
und die wirtschaftspolitischen Alter­
nativen sorgfältig abzuwägen. 

Schwächen im technologischen 
Wettbewerb 

Auf den ersten Blick liegt die deut­
sche Wirtschaft nicht schlecht im in­

ternationalen Rennen. In den klassi­
schen Industrien - darunter Maschi­
nenbau, Kraftfahrzeuge, Chemie und 
Elektrotechnik - ist sie führend. Beim 
Welthandel mit Industriegütern er­
reichte sie 1990 einen Marktanteil von 
17,5 Prozent (vgl. Grafik) und lag da­
mit deutlich vor den großen Konkur­
renten USA (14,8 Prozent) und Japan 
(12,8 Prozent). 

Diese Erfolge verdecken freilich, daß 
- gemessen an den anderen großen 
Industriestaaten - der wirtschaftliche 
Strukturwandel in Deutschland zu 
zaghaft blieb und der Anschluß an die 
internationale Entwicklung in wichti­
gen Bereichen verpaßt wurde. Einige 
Indizien: 

- Anders als bei den Industriegütern 
insgesamt nimmt Deutschland im 
Welthandel mit Hochtechnologie­

in solcher Lage wird 
der Ruf nach Aktionen 
laut - nach "kraftvol­
lem politischen Han­
deln" allgemein, und 
besonders nach einer 
Industriepolitik, die der 
Wirtschaft den Weg 
aus dem Dilemma 
weist. Hier scheint für 
viele der Schlüssel zur 
Sicherung unserer 
Wettbewerbsfähigkeit 
zu liegen. 

Aber bei allem Ver­
ständnis für die gute 
Absicht, die hinter der 
Forderung nach staat­
licher Einmischung in 
den Strukturwandel 
der Wirtschaft steht, ist 
zu Vorsicht zu mah-

Welthandelsanteile bei Industriegütern 
Ausfuhren Deutschlands, Japans und der USA in v.H. des jeweiligen Welthandelsvolumens 
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Patentanmeldungen 
von Inländern im Inland pro Jahr zwischen 1987 und 1992 
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gutem mit deutlichem Abstand 
hinter den USA und Japan den 
dritten Rang ein und mußte in der 
Vergangenheit Marktanteile abge­
ben. Dagegen ist die deutsche Prä­
senz an den Weltmärkten für Gü­
ter einfacher Technologie gewach­
sen - ein Bereich, der auf Dauer 
die Domäne der "zweiten Garni­
tur" der Industriestaaten sein wird 
und aus dem Japan sich konse­
quent zurückzieht. 

In der Patentstatistik, einem Indi­
kator für den Erfolg bei Forschung 
und Entwicklung, liegt Deutsch­
land zwar in Europa vorn, ist aber 
im Vergleich zu den USA und vor 
allem zu Japan weit abgeschlagen 
(vgl. Tabelle). 

Die Ausgaben von Staat und Un­
ternehmen für Forschung und Ent­
wicklung betragen in Deutschland 
2,6 % des BIP, in Japan dagegen 
3,1 %. Bei der marktnahen For­
schung und Entwicklung ist der 
Vorsprung Japans noch deutlicher. 

Im weltweit besonders dynami­
schen Bereich der Mikroelektronik 
weist Deutschland erhebliche 
Schwächen auf. Vor allem bei 
EDV, Telekommunikation, Büro­

maschinen und Nachrichtentechnik 
muß die deutsche Industrie Nach­
teile im internationalen Wettbe­
werb verbuchen (vgl. Grafik S.3). 

- Im Zukunftsbereich Gentechnik 
spielt Deutschland praktisch keine 
Rolle. Von über 850 Freisetzungs­
experimenten im OECD-Bereich 
fanden ganze drei auf deutschem 
Boden statt, aber allein 60 im 
Nachbarland Belgien. 

Gewiß ist die deutsche Industrie in 
nicht wenigen Bereichen weltweit füh­
rend. Aber die Alarmzeichen sind 
nicht zu übersehen: Deutschland 
könnte auf dem Terrain der Hochtech­
nologie deutlicher als bisher ins Hin­
tertreffen geraten. Es wäre ein teurer 
Abstieg: Deutschland kann sein rela­
tives und absolutes Wohlstandsniveau 
nur halten, wenn es ihm gelingt, auch 
in Zukunft zur Spitzengruppe der In­
dustriestaaten zu zählen, das heißt, 
modernste Technik in Produkte und 
Produktionsverfahren umzusetzen. 
Mit den Produkten und den Verfahren 
von gestern sind die Spitzeneinkom­
men von morgen nicht zu erwirtschaf­
ten. 

Somit geht es im Augenblick nicht um 
einen lediglich konjunkturellen Anpas­

sungsprozeß. Es geht um die techno­
logische Wettbewerbsfähigkeit, um 
die Position der deutschen Wirtschaft 
in der Arbeitsteilung zwischen den 
großen Industriestaaten. "Wenn wir 
nicht hinter unsere neuen Wettbewer­
ber in Asien und jetzt auch in Europa 
zurückfallen wollen, müssen wir für 
Strukturwandel offener sein als bis­
her. Wir müssen deshalb etliches ab­
bauen, was zu Lasten von Innovation 
und Investition geht. Es ist hart, aber 
unausweichlich, zwischen Branchen 
mit und ohne Zukunftsperspektive kla­
rer zu unterscheiden. Es genügt nicht, I 
in der Großtechnologie gut zu sein, 
wenn wir in der Spitzentechnologie 
immer weiter hinter Japan und Ameri­
ka zurückblieben. ... Wenn wir nicht 
besser differenzieren lernen, bleiben 
wir gnadenlos zurück." Mit diesen 
Worten hat der Bundespräsident die 
Lage auf den Punkt gebracht. 

Industriepolitik- ein Wettbewerb 
zwischen Staaten? 

An Erklärungen für die partiellen 
Schwächen Deutschlands im weltwei­
ten technologischen Wettbewerb be­
steht kein Mangel. Sie schließen Ver­
säumnisse in den Unternehmen eben- à 
so ein wie eine in vielerlei Hinsicht 
innovations- und investitionsfeindliche 
Wirtschaftspolitik. In der industriepo­
litischen Diskussion gerät jedoch zu­
nehmend das Argument in den Vor­
dergrund, Deutschland tue zu wenig, 
um im internationalen Wettbewerb der 
Industriepolitiken mithalten zu kön­
nen; denn hier liege die Hauptursache 
für die Wettbewerbsvorteile anderer, 
insbesondere Japans. 

So seien gerade die Marktvorteile Ja­
pans Resultat einer erfolgreichen In­
dustriepolitik der japanischen Regie­
rung. Die gezielte Förderung von 
Hochtechnologiebereichen der japani­
schen Industrie namentlich durch das 
Ministry for International Trade and 
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Industry (MITI) gilt als Grundlage für 
ihre überlegene Wettbewerbsfähig­
keit. 

Die Erfolge der japanischen Industrie 
seien zudem nicht im Rahmen eines 
fairen internationalen Wettbewerbs 
zustandegekommen, sondern vielmehr 
Ergebnis einer strategischen Handels­
politik und protektionistischer Prakti­
ken, mit denen die Industriepolitik des 
MITI arrondiert worden sei. 

Verfechter einer eher geostrategischen 
^ Interpretation der internationalen 
Wirtschaftsbeziehungen sehen die 
großen Wirtschaftsblöcke Europa, 
Nordamerika und Südostasien - die 
sogenannte Triade - im Kampf um 
die weltweite Technologieführerschaft 
an der Schwelle zum Informations­
zeitalter. Sie werten die Diskrepanz 
zwischen der japanischen und unserer 
eher freihandelsorientierten Außen­
handelspolitik als den Anfang vom 
Ende für die europäischen Industrie­
staaten. Wenn die Linien der 80er Jah­
re fortgeschrieben werden, so ihr Cre­
do, wird Europa zur technologischen 
Kolonie der global players aus Japan 
und den USA. Habe Europa seine 

I Halbleiter-, Computer- und Unterhal-
tungselektronik-Industrien erst verlo­
ren, dann sei es nur eine Frage der 
Zeit, wann Deutschland und Europa 
auch aus den Feldern ausscheiden 
müssen, in denen sie jetzt noch stark 
sind, etwa in der Autoelektronik oder 
der Umwelttechnik. So bestehe die 
Gefahr, daß die europäischen Indu­
striestaaten zu "Kolonien" werden, 
in denen Europäer lediglich die Arbeiter 
und das mittlere Management stellen. 

Vermeidbar sei dies nur durch eine 
gezielte und wirksame Förderung des 
Hochtechnologiebereichs. Eine sol­
che Förderung stehe zudem keines­
wegs im Widerspruch zu marktwirt­
schaftlichen Grundsätzen; denn die in 
Rede stehenden Märkte unterlägen 

Besonderheiten, die einen wirksamen 
Wettbewerb erschweren und deshalb 
eine vom Staat allein gelassene Indu­
strie überfordern müssen. Beispiel 
Mikroelektronik: 

- Mikroelektronik ist eine Schlüssel­
industrie, deren Verfügbarkeit für 
den Erfolg einer Vielzahl anderer 
Industriebereiche den Ausschlag 
gibt. Kann die heimische Industrie 
nicht auf die neueste Technik zu­
rückgreifen, verliert sie ihre Wett­
bewerbsfähigkeit in den Bereichen, 
in denen Mikroelektronik intensiv 
eingesetzt wird. 

- Es besteht die Gefahr, daß der je­
weilige Techno logiefiihrer seinen 
Abnehmern am Weltmarkt die 
neueste Technik vorenthält oder 
nur zu Monopolpreisen verkauft 
und damit erheblichen volkswirt­
schaftlichen Schaden anrichtet. 

Die Beherrschung der Technik ist 
nicht zuletzt Voraussetzung für 
eine inländische Produktion an­
wendungsspezifischer integrierter 
Schaltkreise, sogenannter ASICs. 
ASICs enthalten, anders als Mi­
kroprozessoren und Speicherchips, 
technisches Know-how des anwen­
denden Unternehmens. Ist die Pro­
duktion von ASICs im Inland nicht 
möglich, dann sind diese Unterneh­
men dazu gezwungen, ihr techni­
sches Wissen dem Ausland preis­
zugeben und der Konkurrenz ge­
wissermaßen frei Haus zu liefern. 
Das ist der erste Schritt, auch auf 
den Anwendungsgebieten die 
Wettbewerbsfähigkeit zu verlieren. 

Die Produktion in manchen 
Schlüsselindustrien, insbesondere 
in der Mikroelektronik und im 
Flugzeugbau, ist mit Besonderhei­
ten behaftet, die ein Hineinwach-

Deutschlands Wettbewerbsposition 
Außenhandelsspezialisierung0 der Bundesrepublik gegenüber OECD und 
weltweit, 1991 
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Quelle: Niedersächsisches Institut für Wirtschaftsforschung, 1993 FI-Grafik 
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sen europäischer Hersteller in die 
Wettbewerbsfähigkeit erschwert. 
Dynamische Lerneffekte ermögli­
chen eine im Zeitverlauf immer 
preiswertere Produktion, so daß 
ein bereits etablierter Produzent 
durch Newcomer praktisch nicht 
gefährdet werden kann, weil ein 
einmal entstandener Kostennach­
teil nicht mehr wettzumachen ist. 

- Ist der Zug einmal abgefahren, 
dann ist ein Aufspringen praktisch 
nicht mehr möglich. Auch beim 
Beginn des Rennens um die nächst­
höhere Stufe einer Technologie hat 
nur der eine reelle Chance, der die 
aktuelle Stufe beherrscht. Das 
trifft besonders für die Herstellung 
integrierter Schaltkreise zu. 

"Dialogorientierte Wirtschafts­
politik" 

Nukleus der angemahnten Hilfen für 
den Hochtechnologiebereich unserer 
Industrie ist eine institutionalisierte 
Kooperation von Staat und Unterneh­
men auf der Grundlage eines vom 
Staat moderierten permanenten und 
systematischen Dialogs zwischen 
Wissenschaft, Wirtschaft und Politik. 
Ziel dieses Dialogs soll sein, Schlüs­
selfelder der zukünftigen industriellen 
Entwicklung zu identifizieren, im ge­
sellschaftlichen Konsens Strategien 
zum Erreichen internationaler Wett­
bewerbsfähigkeit auf diesen Gebieten 
abzustimmen und dabei nicht zuletzt 
den Staat als wichtigen Akteur einzu­
binden. 

In Baden-Württemberg ist dieser Dia­
log bereits Wirklichkeit. Dort hat die 
Landesregierung begonnen, "dialog­
orientierte Wirtschaftspolitik" zu be­
treiben. So organisiert sie zum einen 
Branchendialoge, in denen kurzfristi­
ge Hilfskonzepte für industrielle Pro­
blembereiche geschmiedet werden, 
zum anderen kommen in einer "Zu­

kunftskommission Wirtschaft 2000" 
Politiker, Unternehmer, Wissenschaft­
ler und Gewerkschafter zusammen, 
um die industriellen Schlüsselbereiche 
der Zukunft auszumachen und Strate­
gien zu ihrer Entwicklung auszuar­
beiten. 

Begrüßenswert - wenn auch mögli­
cherweise nicht sehr wirkungsvoll -
sind derartige Dialoge, wenn und so­
weit sie dazu beitragen, vermeidbare 
Friktionen im Strukturwandel abzu­
bauen. Wenn schon, dann hat aus 
marktwirtschaftlicher Sicht eine dia­
logorientierte Politik hier ihre Aufga­
be: Hindernisse für die Entwicklung 
moderner Technologien festzustellen 
und sich auf markt- und wettbewerbs­
konforme Möglichkeiten zu ihrer Be­
seitigung zu verständigen. 

Zweifelhaft wird die dialogorientierte 
Wirtschaftspolitik allerdings dann, 
wenn sie zum Forum wird, auf dem 
die Politik mit wettbewerbswidrigen 
Subventionswünschen und die Unter­
nehmen mit strukturpolitischen Leit­
vorstellungen des Staates konfrontiert 
werden. Beides ist zu erwarten, wie 
das Beispiel Baden-Württemberg 
zeigt: Unter den dort beschlossenen 
Maßnahmen finden sich unter ande­
rem finanzielle Hilfen für notleidende 
Unternehmen (sofern deren Wettbe­
werbschancen als mittelfristig gut ein­
geschätzt werden, was freilich auch 
den Anbietern am Kapitalmarkt plau­
sibel gemacht werden könnte) und 
Anreize zur Bildung strategischer Al­
lianzen und Kooperationen zwischen 
Unternehmen (worauf Unternehmen 
eigentlich viel eher kommen sollten 
als der Staat). Staat und Wirtschaft 
Schulter an Schulter und alles im 
Konsens zwischen den gesellschaftlich 
relevanten Gruppen: Ist dies das neue 
industriepolitische Leitbild? Auf den 
ersten Blick mag dieser Ansatz beste­
chend wirken; "Konsens" ist ein po­
sitiv besetzter Begriff. 

Ist Industriepolitik gerechtfertigt? 

Ob eine enge Koordination zwischen 
Staat und Unternehmen den Aufbau 
wettbewerbsfähiger Strukturen tat­
sächlich begünstigt, ist jedoch eher 
zweifelhaft. Das Gegenteil drängt sich 
auf Funktionsfähige Marktwirtschaf­
ten bedürfen der Distanz zwischen 
Staat und Unternehmensbereich. Die 
darf nur dann aufgegeben werden, 
wenn schlüssig nachgewiesen ist, daß 
der Markt seine Allokationsaufgabe 
nicht leisten kann - und wenn zugleich 
feststeht, daß der industriepolitischö( 
Dialog, der ja auf ein Mitspracherecht 
des Staates beim Strukturwandel hin­
ausläuft, zu besseren Ergebnissen 
führt als der Markt allein. 

Entsprechend eng ist der Spielraum 
für Abweichungen von der klassischen 
Rollenverteilung zwischen Staat und 
Unternehmen. Ausgewählte Bereiche 
gezielt durch öffentliche Hilfen zu för­
dern ist nur gerechtfertigt, wenn eine 
Reihe von Bedingungen gleichzeitig 
erfüllt sind. Erstens muß die Verfüg­
barkeit des technischen Wissens Vor­
aussetzung für die Fähigkeit sein, den 
Anschluß an die technische Entwick­
lung zu halten; zweitens darf die An | 
eignung des technischen Wissens ein­
zelwirtschaftlich nicht rentabel sein; 
drittens muß es sich um einen Bereich 
handeln, dessen Verfügbarkeit Vor­
aussetzung für Wettbewerbsfähigkeit 
in weiten Bereichen der Wirtschaft ist 
(Schlüsselindustrie); und viertens 
schließlich muß befürchtet werden, 
daß der jeweilige Weltmarktführer sei­
ne Marktposition dazu nutzt, durch 
protektionistische Praktiken seiner 
Volkswirtschaft Vorteile zu verschaf­
fen und anderen zu schaden. 

Ist auch nur eine dieser Vorausset­
zungen nicht erfüllt, dann ist Indu­
striepolitik als gezielte Förderung ein­
zelner Bereiche verzichtbar, weil ent­
weder die Produkte der Schlüssel-
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industrien am Weltmarkt zu vertret­
baren Konditionen angeboten werden 
(ein Bedarf an heimischer Produktion 
also nicht unabweisbar ist) oder diese 
Produkte bei einem Zusammenbruch 
der Weltmärkte relativ rasch durch ei­
gene Produktion substituierbar wären. 
Im Lichte der genannten Kriterien 
sprechen die Fakten klar gegen eine 
protektionistische Politik: 

- Mikroelektronik ist Beispiel dafür, 
daß es auf Wettbewerb ankommt, 
nicht aber darauf, selbst wettbe-

f werbsfahig zu sein. Japan versorgt 
den Weltmarkt mit Speicherchips 
nahezu im Alleingang; gleichwohl 
sind die Preise pro Megabyte in 
der Vergangenheit drastisch gefal­
len. Solange kein Grund für die 
Vermutung besteht, die Kokurrenz 
der japanischen Unternehmen wer­
de künftig entfallen, können Sub­
ventionen für die Entwicklung eu­
ropäischer Speicherchips nicht 
wohlstandssteigernd wirken. 

- Während die europäische Indu­
striepolitik relativ erfolglos den 
Aufbau einer europäischen Mikro­
elektronikproduktion versucht, bil-

| den sich längst Triade-übergreifen-
de Kooperationen: Siemens, IBM 
und Toshiba haben sich zusam­
mengetan, um die nächste Genera­
tion von Speicherchips gemeinsam 
zu entwickeln. Dies spricht klar 
gegen das Modell der Triade. 

- Daß Japan seine herausgehobe­
ne Stellung auf dem Markt für 
elektronische Speicher nicht wett­
bewerbswidrig nutzen wird, darf 
auch wegen der Erfahrungen auf 
anderen Märkten vermutet werden. 
Unterhaltungselektronik, Videore­
corder, Fotokameras sind Beispie­
le für Märkte, auf denen die Preise 
trotz japanischer "Übermacht" 
real kräftig zurückgegangen sind 
und noch immer zurückgehen. 

- Die Förderung des Airbus ist ein 
Beispiel dafür, daß das unmittelba­
re Ziel eines industriepolitischen 
Programms durchaus erreicht wer­
den kann. Nutznießer sind jedoch 
allenfalls die Länder, die den Air­
bus einsetzen können, ohne zu sei­
ner Subventionierung beitragen zu 
müssen. Der Nutzen für den euro­
päischen Verbraucher ist hingegen 
zweifelhaft. Bis heute liegt der 
Euro-Vogel dem Steuerzahler kräf­
tig auf der Tasche. 

- Die protektionistischen Selbstbe­
schränkungsabkommen im Auto­
mobilbereich können der europäi­
schen Autoindustrie offensichtlich 
keine Existenzgarantie geben. 
Auch dem europäischen Verbrau­
cher, der sich einer Verknappung 
des Angebots an preiswerten Auto­
mobilen gegenübersieht, ist nicht 
gedient. 

Diese Schlaglichter auf die Weltmärk­
te für Hochtechnologiegüter machen 
deutlich, daß der Königsweg nicht in 
der Protektion heimischer Anbieter zu 
suchen und der Staat nicht als Ge­
burtshelfer für neue Technologien 
taugt - weder auf natioaler noch auf 
europäischer Ebene. Im übrigen wäre 
es nachgerade widersinnig, mit hohem 
Aufwand Dinge noch einmal entwik-
keln zu wollen, die andere bereits 
entwickelt haben. Ohnehin impliziert 
internationale Arbeitsteilung ja gerade 
nicht, daß jede Volkswirtschaft alle 
Produkte wettbewerbsfähig anbieten 
kann. Wer auf freien Welthandel und 
auf die Integrität seiner Handelspart­
ner vertraut, wird selbst an einer aus­
geprägten Spezialisierung nichts Be­
unruhigendes finden. 

Förderung von Forschung und 
Entwicklung geboten 

Dies ist kein Verdikt gegen jegliche 
Form von Hilfen für einen beschleu­

nigten Strukturwandel. Ein Instru­
ment, mit dem der Staat vielmehr 
aktiv Einfluß nehmen sollte, ist die 
Förderung von Forschung und Ent­
wicklung, der wichtigsten Basis der 
technologischen Wettbewerbsfähig­
keit - nicht etwa wegen des vorder­
gründigen Urteils, Subventionen in 
Zukunftsbereiche seien allemal sinn­
voller als Subventionen in sunset in­
dustries, sondern weil es handfeste 
ordnungspolitische Gründe dafür gibt. 

Sie sind darin zu sehen, daß die Er­
gebnisse von Forschung und Ent­
wicklung in der Regel nicht exklusiv 
nutzbar sind, sondern mehr oder we­
niger rasch von Dritten genutzt wer­
den können. Forschungsinstitute und 
forschende Unternehmen erbringen so 
de facto Leistungen für andere, ohne 
am Markt angemessen entlohnt zu 
werden. Das gilt für das technische 
Wissen allgemein, aber auch für das 
personengebundene Wissen, denn das 
im Rahmen von Forschung und Ent­
wicklung akkumulierte Humankapi­
tal kann nicht -jedenfalls nicht dau­
erhaft - an das investierende Unter­
nehmen gebunden werden. 

Ohne Berücksichtigung der positiven 
Außenwirkungen führt das privat­
wirtschaftliche Renditekalkül dazu, 
daß weniger geforscht wird, als dies 
gesamtwirtschaftlich optimal wäre. 
Das trifft besonders auf die Grundla­
genforschung zu, die in aller Regel 
keine rasche Rendite verspricht, gilt 
aber auch für marktnahe Forschung 
und Entwicklung: Es handelt sich um 
einen klassischen Fall positiver exter­
ner Effekte, um ein Marktversagen 
also, dessen Korrektur grundsätzlich 
durch Subventionen für die forschen­
den Institute bzw. Unternehmen zu 
geschehen hat. 

Im Idealfall gleicht eine solche Zah­
lung die Differenz zwischen dem am 
Markt erzielbaren und dem gesamt-



Argumente 
zur Wirtschaftspolitik 

Nr 46/Juli 1993 
Seite 6 

wirtschaftlichen Ertrag aus, variiert 
in ihrer Höhe also von Fall zu Fall. In 
der Praxis kann dem jedoch mangels 
hinreichender Information nicht Rech­
nung getragen werden und sind unter­
schiedliche Fördersätze nicht schlüs­
sig begründbar. Der Staat sollte daher 
wenigstens bei der Förderung markt­
naher Forschung und Entwicklung 
darauf verzichten, Forschungsfelder 
oder konkrete Entwicklungsziele vor­
zugeben. Es verspricht auf Dauer 
mehr Erfolg, die marktnähere Infor­
mation der Unternehmen darüber den 
Ausschlag geben zu lassen. 

Ordnungspolitik als Politik für die 
Industrie 

Ohnehin ist die Bewältigung des 
Strukturwandels in der Marktwirt­
schaft primär Sache der Unternehmen, 
wenn sie ihrer Rolle gerecht und in 
ihren Entscheidungen frei bleiben wol­
len. Ihnen obliegt die Gestaltung der 
Produkte und die Wahl der Produk­
tionsverfahren, die Abschätzung von 
Marktchancen und Marktrisiken, das 
Nutzen guter Gelegenheiten und das 
Schaffen der Arbeitsplätze. Die Ver­
antwortung für die Bewältigung die­
ser Aufgabe ist nicht mehr, aber auch 
nicht weniger als die Kehrseite des 
Anspruchs auf den Ertrag, der letzt­
lich der Motor allen wirtschaftlichen 
Handelns ist. 

Daß die deutsche Wirtschaft im Struk­
turwandel zurückgefallen ist, führt in­
sofern durchaus zu der Frage, ob die 
Unternehmen ihrer Rolle in der Ver­
gangenheit immer gerecht geworden 
sind. Aber nichts wäre so falsch wie 
die Zuweisung einer Alleinschuld an 
die Adresse der Wirtschaft. Denn all­
zu oft sind es vom Staat errichtete 
Hürden, die private Initiative erschwe-

Fazit 

•Das weltwirtschaftliche Gefüge 
befindet sich im Umbruch. 
Deutschland steht vor der Heraus­
forderung, im weltweit verschärf­
ten Wettbewerb der Technologie­
standorte seine Leistungsfähigkeit 
zu erhalten. 

• Versuche einer strategischen In­
dustriepolitik haben sich in der 
Vergangenheit nicht bewährt. Dies 
gilt für Programme zur Förderung 
der Mikroelektronik nicht weniger 
als für das Airbus-Projekt oder die 
Protektion der europäischen Auto­
mobilindustrie. 

• Öffentliche Hilfen für Forschung 
und Entwicklung sind marktkon­
forme Mittel der Strukturpolitik. 
Sie dürfen aber nicht als Instru­
ment zur Strukturlenkung miß­
braucht werden. 

•Der Staat behindert die Hand­
lungsfähigkeit der Unternehmen 
durch eine Vielzahl von Vorschrif­
ten und investitionsfeindlichen 
Markteingriffen. Deregulierung, 
Abbau strukturkonservierender 
Subventionen und eine Reform der 
Unternehmenssteuern könnten die 
Anpassungsfähigkeit der Unter­
nehmen an den weltweiten struk­
turellen Wandel erheblich verbes­
sern. 

ren. Nur ein Beispiel: In Deutschland 
benötigt eine Baugenehmigung für 
eine neue Fabrik rund zwei Jahre, eine 
Produktionsgenehmigung drei. Bis un­
ter diesen Umständen die Produktions­
stätte für ein neues Produkt in Betrieb 
gehen kann, ist die ausländische Kon­
kurrenz längst am Markt, Pionierge­
winne verloren und die Investition 

nicht mehr rentabel. Kein Wunder, 
wenn in einem solchen Umfeld unter­
nehmerische Initiative unterbleibt oder 
sich von Deutschland abwendet. 

Das Konglomerat von steuerrecht­
lichen, arbeitsrechtlichen, wirtschafts­
rechtlichen Vorschriften und Regulie­
rungen, von umweltpolitischen Vor­
gaben, bildungspolitischen Defiziten, 
strukturerhaltenden Subventionen und 
dergleichen mehr kann nur lähmend 
wirken. Die Fähigkeit zu einem endo­
genen, durch Eigendynamik getriebe­
nen Strukturwandel herzustellen ist' 
denn auch die wichtigste Aufgabe der 
zur Zeit diskutierten, hier nicht im ein­
zelnen zu diskutierenden Maßnahmen 
zur Verbesserung des Standorts 
Deutschland. Zu hoffen ist, daß die 
Bundesregierung es nicht dabei be­
läßt, die Bedeutung der Standortpoli­
tik nach außen darzustellen. Es ist 
höchste Zeit, das Notwendige tatsäch­
lich zu tun. 

Vor Illusionen ist freilich zu warnen. 
Deregulierung, Unternehmensteuerre­
form, Privatisierung und Subventions­
abbau als die notwendigen Kernele­
mente der Politik zur Förderung der 
Wettbewerbsfähigkeit der deutschen ̂  
Wirtschaft werden keine sofortige 
Besserung bringen können; denn diese 
Maßnahmen begünstigen zwar den 
Aufbau einer zukunftsorientierten In­
dustriestruktur, wirken aber nur indi­
rekt und brauchen deshalb Zeit. 

Aber die Politik sollte sich nicht beir­
ren lassen: Sie hat keine Alternative, 
als den Unternehmen, die nun einmal 
die Hauptlast des Strukturwandels zu 
tragen haben, Steine aus dem Weg zu 
räumen. Die Bereitschaft, ihren Weg 
dann zu gehen, kann sie den Unter­
nehmen getrost unterstellen. 
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